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LEGAL UPDATE COMPLIANCE / GELDWÄSCHEPRÄVENTION 

Frankfurt/Köln, 11.04.2024 

Änderungen im Transparenzregister erwartet  

Arne Engels, Katarina Gemmerich 

Am 16.02.2024 hat die EU die neuen Geldwä-

schepräventionsregelungen als Ergebnis einer 

langwierigen Abstimmung zwischen EU-Parla-

ment, EU-Rat und EU-Kommission vorgestellt. 

Die Verabschiedung in den jeweiligen Gremien 

steht noch aus, dennoch ist bereits jetzt ersicht-

lich, dass es Änderungen auch für das Transpa-

renzregister geben wird. Auf einige dieser Än-

derungen gehen wir nachstehend ein. 

Vereinheitlichungen der Vorgaben 

Durch die neue Geldwäscheverordnung wer-

den die Vorgaben für das Transparenzregis-

ter europaweit vereinheitlicht. Damit soll 

auch ein einheitliches Register vorbereitet 

werden. Dies führt zunächst zu Aufgaben der 

registerführenden Stelle. 

Im Rahmen des einheitlichen Registers sollen 

die registerführenden Stellen auch Kontrollen 

der neuen Informationen vornehmen, sowie re-

gelmäßige Updates zu den vorliegenden Infor-

mationen durchführen. Damit soll die als kritisch 

eingestufte Aktualität des Registers zu jedem 

Zeitpunkt gewährleistet sein. 

Im Rahmen der eigenen Kontrolle sollen die re-

gisterführenden Stellen (weiterhin) auch be-

rechtigt sein, vor-Ort Kontrollen an den Sitzen 

der Gesellschaften oder der wirtschaftlich Be-

rechtigten durchzuführen, um die dort vorzuhal-

tenden Unterlagen zu prüfen.  

Die registerführende Stelle soll zudem die Ein-

tragungen in die Register auch mit den Sankti-

onslisten der EU und der UN abgleichen, um 

eventuelle Übereinstimmungen festzustellen. 

Des Weiteren werden die Zugriffsrechte der ver-

schiedenen staatlichen Stellen auf die Register 

vereinheitlicht und erweitert, um diesen jeder-

zeit einen vollständigen Überblick, insbeson-

dere bei Ermittlungen, zu gewährleisten. Dies 

gilt neben den FIUs unter anderem auch für EU-

Staatsanwaltschaften, Europol und Eurojust so-

wie – soweit für die Überwachung notwendig – 

auch für die neue zentrale Geldwäschepräven-

tionsaufsichtsbehörde AMLA. 

In der neuen Verordnung soll auch der Perso-

nenkreis der berechtigten Dritten mit Einsicht in 

die Register neu definiert werden. Dies geschah 

insbesondere wegen der Wirkungen der Ent-

scheidung des EuGH vom 22.11.2022 (siehe 

unser Legal Update vom 09.12.2022). So sollen 

nun Journalisten, zivilgesellschaftliche Organi-

sationen sowie Wissenschaftler aber auch Un-

ternehmen, die zentrale KYC-Datenbanken an-

bieten, wieder einen ungefilterten Zugriff auf 

das Verzeichnis erhalten, wenn sie ihr grund-

sätzliches Interesse nachgewiesen haben. Da-

bei sollen die von den Abfragen Betroffenen 

kein Recht zur individuellen Auskunft zur Per-

son des Abfragenden erhalten, sondern ledig-

lich auf die Abfrage aus diesem Personenkreis 

https://www.goerg.de/de/aktuelles/veroeffentlichungen/09-12-2022/ss-23-abs-1-s-1-nr-3-gwg-verstoesst-gegen-europarecht-oder-abfragen-der-allgemeinheit-aus-dem-transparenzregister-verstossen-gegen-europaeische-grundrechte
https://www.goerg.de/de/aktuelles/veroeffentlichungen/09-12-2022/ss-23-abs-1-s-1-nr-3-gwg-verstoesst-gegen-europarecht-oder-abfragen-der-allgemeinheit-aus-dem-transparenzregister-verstossen-gegen-europaeische-grundrechte
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hingewiesen werden. Ob diese Beschränkun-

gen und Auskünfte den Anforderungen des 

EuGH letztlich ausreichen werden, bleibt abzu-

warten. 

Behörden aus Drittstaaten sollen ebenfalls Zu-

griff auf die Daten erhalten, sofern sie die Vo-

raussetzungen für die Abfrage und den Umgang 

mit den Daten erfüllen. 

Weiterhin ausdrücklich nicht geregelt, ist die 

Abfrage der Person, deren Daten im System 

hinterlegt wurden. Damit bleiben die Probleme 

bei der Eigenauskunft der juristischen Person 

über die für sie erfolgten Eintragungen weiterhin 

bestehen. 

Auswirkungen der Geldwäscherichtlinie 

2024 

Neben der Geldwäscheverordnung, die im We-

sentlichen die Vorgaben und Einsichtnahmen 

der Behörden neu regelt, enthält auch die Geld-

wäscherichtlinie 2024 eine Vielzahl von Rege-

lungen zu dem Thema wirtschaftlich Berechtig-

ter. Hierbei handelt es sich im Wesentlichen um 

Spezifizierungen. 

Das Kapitel IV der geplanten Richtlinie beschäf-

tigt sich ausschließlich mit dem Thema der 

Transparenz der wirtschaftlich Berechtigten. 

Dabei wird in Artikel 42 (Entwurf) zunächst der 

wirtschaftlich Berechtigte definiert. Dabei wird 

weiterhin auf die tatsächliche Kontrolle oder die 

Kontrolle auf andere Art und Weise abgestellt, 

wobei nun klargestellt wird, dass beides vorlie-

gen kann.  

Die Berechnung der Grenzwerte von 25% soll 

dann der neue Artikel 42a (Entwurf) herleiten. 

Anders als bisher im deutschen Recht üblich, 

sollen dabei die Anteile in einer Beteiligungs-

kette miteinander multipliziert werden. Sofern 

mehrere Beteiligungen bestehen, sollen diese 

zusammengerechnet werden. Sicherlich wird es 

in komplexeren Konzern- oder Beteiligungs-

strukturen hierzu auch weiterhin viele Detailfra-

gen geben. Im Rahmen der Umsetzung können 

die Mitgliedsstaaten zudem andere Grenzen 

vorsehen, wobei anstelle der 25% auch eine Be-

teiligung von 15% angenommen werden darf. 

Nicht übernommen wurden also die beispiels-

weise bislang im Steuerrecht bestehenden 

Grenzwerte von mehr als 10%. 

Über den wirtschaftlich Berechtigten sollen 

dann die folgenden Daten im Register hinterlegt 

und abrufbar sein: 

- Alle Vornamen und Nachnamen 

- Geburtsort und vollständiger Geburts-

tag 

- Wohnanschrift  

- Staatsangehörigkeit(en) 

- Nummer des Identifikationsdokuments 

(neu) 

- Soweit vorhanden: eindeutige Perso-

nenidentifikationsnummer (neu)  

- Angaben zum wirtschaftlichen Interesse 

und das Datum des Entstehens 

- Informationen zur Beteiligung ein-

schließlich der entsprechenden Identifi-

kationsnummern, bei Konzernen auch 

die Daten zu jeder Gesellschaft. 

Die Daten sollen sich dabei spätestens 28 Tage 

nach dem Wechsel eines wirtschaftlich Berech-

tigten aus dem Register ergeben und mindes-

tens einmal jährlich soll die Aktualität bestätigt 

werden. 

Aufgaben der AMLA 

Mit der AMLA wird eine zentrale Aufsichtsbe-

hörde für die Geldwäscheprävention in Europa 

geschaffen werden. Sie soll die Regelungen 

weiter vereinheitlichen und für eine Anwendbar-

keit der Themen sorgen. Dabei wird ein Augen-

merk auch auf den technischen Anforderungen 

zu den verschiedenen Themen liegen, so dass 



 

3 

die Technik der Erfassung der wirtschaftlich Be-

rechtigten sich sicherlich noch zum jetzigen 

Zeitpunkt verändert. 

Ergebnis 

Die Informationen zum wirtschaftlich Berechtig-

ten werden auch in Zukunft eine erhebliche Be-

deutung haben. Dem entsprechend werden 

auch die Datenbestände weiter verfeinert und 

die Angaben von den Unternehmen in kürzeren 

Abständen zu kontrollieren und bestätigen sein. 

Dabei ist erstaunlich, dass keine Vernetzung 

bereits vorhandener europäischer Datenbe-

stände geplant ist, sondern weiterhin eine ei-

genständige Meldung der Firmen erwartet wird. 

Dies führt dazu, dass die Verwaltungsaufwen-

dungen der meldepflichtigen Rechtseinheiten in 

diesem Bereich weiter steigen werden, ohne 

dass sich daraus für diese ein wirtschaftlich di-

rekt ersichtlicher Gegenwert ergibt.  

Die neuen Anforderungen an die Datenqualität 

werden insbesondere Beteiligungskonzerne o-

der Investmentgruppen weiterhin mit einer Viel-

zahl von offenen Fragestellungen beschäftigen, 

da die nunmehrige Kontrolle der vollständigen 

Gruppen-, Konzern- oder Investmentstrukturen 

nicht mehr durch jede Rechtseinheit selbst er-

folgen kann, sondern an einer Stelle zentral be-

arbeitet werden sollte. Insbesondere bei aktiven 

Investoren oder Konzernen kann dies dazu füh-

ren, dass für eine Vielzahl von Gesellschaften 

Informationen bereitgehalten werden müssen. 

Neben der Aktualität der Unterlagen ist dabei im 

Zweifel auch eine Übermittlung der Daten an die 

Vertragspartner, die Verpflichtete nach dem 

Geldwäschegesetz sind, vorzubereiten und in 

die Prozesse für neue Bankkonten, Versiche-

rungen, Miet- oder Leasingverträge einzuarbei-

ten.  
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Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetz en. Sprechen 

Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. den Autor Arne Engels unter +49 221 33660 210 oder aengels@goerg.de 

an. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer Homepage www.goerg.de. 

Wir verwenden das generische Maskulinum und sehen von einer Nennung aller Geschlechtsidentitäten ab, damit dieser Text besser  lesbar ist 

und meinen damit ausdrücklich jeden in jeder Geschlechtsidentität.  

Unsere Standorte 

GÖRG Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB 

BERLIN  

Kantstr. 164, 10623 Berlin 

Tel. +49 30 884503-0  

Fax +49 30 882715-0 

H AMBURG 

Alter Wall 20 - 22, 20457 Hamburg 

Tel. +49 40 500360-0 

Fax +49 40 500360-99 

FR ANKFURT AM M AIN  

Ulmenstr. 30, 60325 Frankfurt am Main 

Tel. +49 69 170000-17  

Fax +49 69 170000-27 

KÖLN 

Kennedyplatz 2, 50679 Köln  

Tel. +49 221 33660-0  

Fax +49 221 33660-80 

MÜNCHEN 

Prinzregentenstr. 22, 80538 München 

Tel. +49 89 3090667-0 

Fax +49 89 3090667-90 

 

 

http://www.goerg.de/

